
vor, die Weimarer Verfassung mit den notwendigen 
Verbesserungen als Grundlage für die neue deutsche 
Verfassung zu nehmen. Die Antwort der westlichen 
Mächte auf diese konstruktiven, den Potsdamer Be­
schlüssen entsprechenden Vorschläge der Sowjetunion 
für die Regelung der Deutschlandfrage war die Ein­
beziehung Westdeutschlands in den Marshallplan im 
September 1947 und dann die wirtschaftliche Abtren­
nung des Ruhrgebietes und seine Unterstellung unter 
die alleinige Kontrolle der USA und Großbritanniens. 
Die Londoner Konferenz der Außenminister vom 
25. November bis 15. Dezember 1947 endet ohne Ergebnis, 
weil der amerikanische Außenminister Marshall die von 
den Vertretern der Sowjetunion gestellten Forderungen 
auf Wahrung der Einheit Deutschlands, auf Schaffung 
einer gesamtdeutschen Vertretung, auf Anhörung einer 
deutschen Delegation und Abschluß eines Friedensver­
trages ,mit Deutschland ablehnt und die Konferenz 
verläßt.

Die Politik der Westmächte im Jahre 1948 macht die 
Hoffnung des deutschen Volkes auf baldige Herstellung 
der Einheit Deutschlands vorläufig zunichte. Im 
Februar 1948 werden auf der Londoner Seperatkon- 
ferenz der drei Westmächte die folgenschweren „Lon­
doner Empfehlungen“ für die Regelung der Deutsch­
landfrage bekanntgegeben, die auf die Spaltung 
Deutschlands durch Gründung eines separaten West­
staates und auf die Abtrennung des Ruhrgebietes 
abzielen. Dadurch wird das Abkommen über den Kon- 
trollmechanismus in Deutschland gröblich verletzt. Im 
März verweigern die Westmächte im Kontrollrat die 
Auskunft über die geplanten Vorgänge in Westdeutsch­
land und legen damit die Arbeit des Kontrollrats lahm. 
Am 18. Juni 1948, dem schwarzen Tag in der Nach­
kriegsgeschichte Deutschlands, wird die separate Wäh­
rung in Westdeutschland eingeführt, obwohl die 
Sowjetunion auf der Moskauer Konferenz erklärt 
hatte, daß ein einheitliches Währungssystem in Deutsch­
land die Hauptbedingung für die Gewährleistung der 
Einheit Deutschlands sei und obwohl Molotow am 
17. März 1947 die Forderung erhoben hatte, die Be­
satzungsmächte sollten gemeinsam das Finanzwesen 
und den Geldumlauf in Deutschland auf einheitlicher 
Grundlage normalisieren. Die unrechtmäßige Einfüh­
rung der Westmark auch in Berlin war die erste Pro­
vokation in der „Berliner Frage“, durch die seitdem die 
internationale Lage ständig beunruhigt wird. Es beginnt, 
nunmehr für alle erkennbar, der wohl vorbereitete 
„kalte Krieg“ der westlichen Besatzungsmächte gegen 
den früheren Verbündeten, die Sowjetunion.

Im Gegensatz zu dieser Spaltungspolitik der West­
mächte bezeichnen die Außenminister der Sowjetunion 
und der Volksdemokratien auf der Warschauer Kon­
ferenz am 24. Juni 1948 die Bildung einer gesamtdeut­
schen Regierung, den Abschluß eines Friedensvertrages 
mit Deutschland und den Abzug der Besatzungstruppen 
innerhalb eines Jahres nach Friedensschluß als die vor­
dringlichsten Aufgaben zur Lösung der Deutschland­
frage. Statt des Friedensvertrages aber beschließen die 
Westmächte im April 1949 in Washington ein Be­
satzungsstatut und das Ruhrstatut zur Festigung ihrer 
Herrschaft in diesem wichtigsten Industriegebiet 
Deutschlands.

Noch einmal gelingt es der Sowjetunion auf der 
Pariser Tagung der Außenminister im Juli 1949 die 
Alliierten zur gemeinsamen Beratung über die Deutsch­
landfrage zusammenzuführen. Die Sowjetunion schlägt 
vor, aus den in der Ostzone und in den Westzonen be­
stehenden deutschen Wirtschaftsorganen als Wirt­
schafts- und Verwaltungszentrum einen gesamtdeut­
schen Staatsrat mit Regierungsfunktion zu schaffen. 
Noch einmal war damit die Möglichkeit gegeben, einen 
ersten Schritt zur Bildung einer gesamtdeutschen, 
demokratischen Regierung zu tun. Die westlichen 
Regierungen aber lehnten auch diesen sowjetischen 
Vorschlag ab, der trotz der unterschiedlichen Entwick­
lung in West- und Ostdeutschland einen Weg zur 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands aufzeigte. 
Trotz der Beschlüsse der Pariser Konferenz, nach denen 
alle beteiligten Regierungen ihre Bemühungen fort­
setzen sollten, um die Wiederherstellung der wirt­
schaftlichen und politischen Einheit Deutschlands zu 
erzielen, zwingen die Westmächte dem deutschen Volk 
in Westdeutschland die föderative Verfassung auf und 
vollenden mit der Bildung des Bonner Separatstaates

ihre Politik der Spaltung Deutschlands. Nunmehr ist es 
das Ziel der westlichen Imperialisten, Westdeutschland 
mit Hilfe der Separatregierung und der hinter ihr 
wirkenden reaktionären Kräfte aktiv an der Durch­
führung der Kriegsvorbereitung zu beteiligen und es 
durch die Aufnahme in die Europa-Union und den 
Europarat fest in den Dienst der aggressiven, militäri­
schen Westallianz zu spannen.

Es ergibt sich also, daß die Politik der Westmächte 
in den zurückliegenden fünf Jahren eindeutig auf die 
dauernde Spaltung Deutschlands und die Nutzbar­
machung Westdeutschlands zur Vorbereitung eines 
dritten Weltkrieges gerichtet war. Ebenso eindeutig 
war die Politik der Sowjetunion stets von dem Prinzip 
der Achtung etagegangener Verpflichtungen und dem 
Bestreben auf Wiederherstellung der Gleichberech­
tigung Deutschlands bestimmt. In ihrem Wirkungs­
bereich in Deutschland hat die Sowjetunion das 
Potsdamer Abkommen zur Grundlage aller ihrer Hand­
lungen gemacht und alle Beschlüsse dieses Abkommens 
mit voller Konsequenz verwirklicht. Die Sowjetunion 
hat das deutsche Volk tatsächlich vom Faschismus be­
freit. Sie hat ihm tatkräftig geholfen, die grundlegenden 
demokratischen Reformen durchzuführen, eine dem 
Frieden dienende Planwirtschaft aufzubauen und eine 
demokratische Ordnung zu schaffen, die dem Frieden 
dient und geeignet ist, dem deutschen Volk die Achtung 
und das Vertrauen der anderen Völker zurück­
zugewinnen. Das unbeirrbare Eintreten der Sowjet­
union für die Einheit Deutschlands ist die stärkste 
Hilfe, die dem deutschen Volk seit 1945 in seinem Kampf 
um die Wahrung des Bestandes der deutschen Nation 
zuteil wurde. Allein die von den Prinzipien des Selbst- 
bestimmiungsrechts und der Gleichheit der Nationen 
getragene Außenpolitik der Sowjetunion hat jenes 
entscheidende Ereignis in der Geschichte Deutschlands 
seit 1945 ermöglicht, die Bildung eines neuen deutschen 
Staates, durch die nicht nur eine neue Epoche in der 
Geschichte unseres Volkes eingeleitet, sondern auch ein 
„Wendepunkt in der Geschichte Europas“ herbeigeführt 
wurde, wie es in dem Telegramm des Generalissimus 
Stalin an den Präsidenten und den Ministerpräsidenten 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 13. Oktober 
1949 heißt. In ihrer Note vom 1. Oktober 1949 an die 
Regierungen der USA, Englands und Frankreichs hat 
die Sowjetregierung erklärt, daß church die Bildung des 
Bonner Separatstaates vom 7. September 1949 in 
Deutschland eine Lage entstanden ist, die der Erfüllung 
der Aufgaben besonders große Bedeutung verleiht, 
welche die Einheit Deutschlands als eines demokra­
tischen und friedliebenden Staates wiederherstellen und 
gewährleisten. Auf Grund dieser neuen Lage, die die 
westlichen Regierungen mit der endgültigen Spaltung 
Deutschlands herbeigeführt hatte, hat die Sowjet­
regierung am 12. Oktober 1949 anläßlich der Übergabe 
der Verwaltungsfunktionen der Sowjetischen Militär­
verwaltung an die Provisorische Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik eine weitere grund­
legende Entscheidung getroffen, indem sie wenigstens 
von sich aus dem deutschen Volke die Rechte zugebilligt 
hat, die in dem Potsdamer Abkommen vorgesehen sind. 
In der Erklärung heißt es: „Unter diesen Umständen 
kann man nicht umhin, das Bestreben deutscher demo­
kratischer Kreise als rechtmäßig anzuerkennen, die 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands und dessen 
Wiedergeburt auf demokratischen und friedlichen 
Grundlagen in die eigenen Hände zu nehmen.“ Mit 
dieser Übergabe der Verwaltungsfunktionen an die 
Provisorische Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik erfolgte eine „befreiende Tat“, die, wie der 
Ministerpräsident Grotewohl in seiner Regierungs­
erklärung ausführte, „dem deutschen Volke wieder eine 
eigene staatliche Entwicklung gewährleistet“. Während 
also die Westmächte unter Bruch des Potsdamer Ab­
kommens die Spaltung Deutschlands herbeiführten und 
mit Hilfe der von ihnen protegierten kapitalistischen 
und reaktionären Kreise Westdeutschlands und ihrer 
Separatregierung diesen abgetrennten Teil Deutschlands 
als Objekt ihrer aggressiven Kriegspläne mißbrauchen, 
hat die Sowjetunion durch die konsequente Erfüllung 
der Potsdamer Beschlüsse in Ostdeutschland die demo­
kratischen und friedliebenden Kräfte gestärkt, die 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
ermöglicht und damit den demokratischen und fried­
liebenden Kräften in ganz Deutschland die ent-
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